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Rentenversicherung vor dem Konkurs

Der SPD-Sozialexperte, Professor Schellenberg, sprach von übertriebenem  „Kri­
sengerede" und „M iesmacherei", und M inister K atzer zeigte sich erbost über 

die angeblich „unseriösen und tendenziösen" Berechnungen. A nlaß ihrer V erärge­
rung w ar eine Untersuchung des V erbandes der Lebensversicherungs-U nternehm en 
über die zukünftige finanzielle Entwicklung der staatlichen Rentenversicherung. 
Bis Ende 1972 rechnen die V ersicherungsm athem atiker des V erbandes mit einem 
Defizit von  14-15 Mrd. DM, w enn die Bruttolöhne und G ehälter jew eils um 
5 %  pro Jah r steigen, bzw. m it einem Fehlbetrag von 19-20 Mrd. DM bei nur 
4 % iger Zunahme. Diese Zahlen m ußten auf heftige Kritik der Politiker stoßen, 
besonders da K atzer noch im vergangenen Jah r erk lärt hatte, Einnahm en und 
A usgaben der R entenversicherung w ürden sich m indestens bis Ende 1971 die 
W aage halten.

A ber alle Abschwächungs- und Beschönigungsversuche der Großen Koalition v e r­
mochten nicht m ehr über die wirklich prekäre Finanzsituation der staatlichen 
Rentenversicherung hinw egzutäuschen. Am 1. Ju li dieses Jahres, unm ittelbar vor 
den Parlam entsferien, m ußte der M inister vor der Presse ebenfalls mit Defizit- 
red inungen  aufw arten. Einem Verm ögenszuwachs von 6,8 M rd. DM bei der 
A ngestelltenversicherung bis 1972 steht nach seiner Prognose ein M inus von 
11,9 Mrd. DM bei der A rbeiterrentenversicherung gegenüber. Der daraus resu l­
tierende A bbau des noch vorhandenen  Verm ögens der Sozialversicherungsträger 
um 5,1 Mrd. DM setzt voraus, daß die Brutto-Lohn- und -Gehaltssum m e im kom ­
m enden Jah r um  7,8 %  und in den darauffolgenden Jah ren  um jew eils 5,6 %  
wächst. Ob diese A nnahm en oder die Zahlen der p rivaten  V ersicherer realistischer 
sind, läßt sich kaum  nachweisen. Die neu trale  Bundesbank jedenfalls rechnet 
w iederum  m it anderen Sätzen. Sie hält einen Fehlbetrag von 7,7 Mrd. DM für 
wahrscheinlidi.

Ursächlich für das Dilemma, dem die Rentenversicherung gegenübersteht, ist ein­
m al der Ü bergang zur „dynamischen Rente", nach der die H öhe der A uszahlungen 
fortlaufend den ständig steigenden Bruttoeinkom m en der Lohn- und G ehalts­
em pfänger angepaßt w ird. Zum ändern w irkt sich die langfristige Umschichtung in­
nerhalb  der A ltersstruk tu r belastend auf die Finanzsituation aus. V or allem  die 
steigende Lebenserw artung und die A usw irkungen zw eier W eltkriege verschlech­
te rn  das V erhältn is von R entenzahlern zu Rentenem pfängern. S tanden 1960 
hundert Erw erbstätigen nur 37 R entenbezieher gegenüber, so w erden es 1974 
bereits 48 sein. Da die Renten im Prinzip im U m lageverfahren finanziert w erden, 
m üssen diese V eränderungen — sow eit sie nicht einzig und allein zu Lasten 
der B eitragszahler gehen sollen — das V erm ögen der R entenversicherungsan­
stalten, das heute  noch 29,3 Mrd. DM beträgt, zwangsläufig aufzehren. Das gilt 
selbst dann, w enn unsere W irtschaft innerhalb des nächsten Jahrzehnts kontinu­
ierlich w eiter wächst und jeder konjunkturelle  Rückschlag verm ieden w erden 
kann. Die p rivaten  Lebensversicherer rechnen bis 1980 un ter den günstigen V or­
aussetzungen eines jährlichen Einkommenszuwachses von 5 %  und der vollen 
Zahlung der staatlichen Zuschüsse zur Rentenversicherung nach 1971 mit einem 
Defizit von 75,6 Mrd. DM. Bei geringerem  Einkommenszuwachs und w eiterhin  
ausbleibenden Zuschüssen des S taates w ürde die hundert-M illiarden-G renze über­
schritten.

Diese erschreckenden Zahlen w erden durch die rechnerische Zusam m enlegung 
der A rbeiterrentenversicherung und der —  vom Defizit nicht betroffenen — V er­
sicherung für A ngestellte sogar schon künstlich niedrig gehalten. Der von den
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Politikern geplante Kunstgriff eines Finanzausgleichs zw isdien beiden Institu tio ­
nen stellt dam it langfristig keine Lösungsm öglidikeit dar. Zw ar w ird  die O ptik 
kurzfristig  verbessert, die G efahr des Riesendefizits b leib t jedodi n ad i w ie vor 
bestehen.

V ordergründige Kunstgriffe w aren  bisher auch die einzigen M aßnahm en, m it 
denen m an die M alaise in der Kasse kasd iieren  wollte. So w urden die Beitrags- 
rüdserstattungen für F rauen  bei H eirat aufgehoben, ein A rbeitgeberbeitrag  für 
beschäftigte R entner eingeführt und die A uszahlung der ersten  Rente generell 
um einen M onat hinausgeschoben. Diese M aßnahm en brachten keine nadihaltige  
V erbesserung der Kassenlage. Sie sind ebenso unzulänglich w ie die vorgesehenen 
Erhöhungen der Beiträge auf 1 6 %  des rentenversidierungspflichtigen Einkom­
m ens im Jah re  1969 und auf 17 %  im Jah re  1970. Zur V erm eidung der Defizite 
m üßten die R entenversicherer den A rbeitern  und A ngestellten  noch tiefer in  die 
T asd ie  greifen. Die p riva ten  V ersicherer halten  eine S teigerung der Beitrags­
sätze bis 1976 auf ca. 20 “/o für notwendig.

Um die Beitragssätze n id it rad ikal erhöhen zu m üssen und dennoch das Defizit 
innerhalb der nächsten Jah re  un ter K ontrolle zu bekommen, versuchte m an daher, 
die Zahl der B eitragszahler zu erhöhen. Die Einbeziehung aller A ngestellten  in 
die R entenversid ierung —  sow eit sie nicht sofort von der M öglidikeit der Be­
freiung G ebraudi machten — w ar ein erster Schritt in diese R iditung. Ein zw eiter 
ist in  der Absicht erkennbar. Selbständige und V ertre ter freier Berufe in die 
Pflichtversicherung einzubeziehen. G erade h ier sollte m an aber die Chancen, 
eine w irk lid i ins Gewicht fallende Zahl zusätzlicher Beitragszahler zu gewinnen, 
n id it zu optimistisch beurteilen. A ber selbst w enn es gelingen sollte, die Zahl 
der V ersicherten erheblid i zu steigern, so erhöht sich dam it auf lange Sicht n a tü r­
lid i auch die Zahl der R entenbereditigten. Das Defizit w ird also n id it beseitigt, 
sondern sogar noch verstärk t.

Eine solche Politik eiliger N otlösungen dürfte sich ebenso schnell als fa ta ler Irrw eg 
erw eisen w ie der jüngst erw ogene Zugriff auf die betrieblichen Pensionskassen.
Ihre Einbeziehung in die R entenversicherung w ürde schon in den n äd isten  Jah ren  
zu einem  A bzug dieses „Kapitals" aus den U nternehm en führen. Die ersten  Re­
aktionen der betroffenen Firm en zeigen deutlidi, daß eine B eeinträditigung der 
Investitionstätigkeit in diesen Fällen kaum  ausbleiben w ird. Ein Rüdegang der 
Investitionen w ürde auf das W achstum  der Gesam twirtschaft nicht ohne A us­
w irkung bleiben und vor allem  den A nstieg der Löhne und G ehälter brem sen.
Das kann  aber kaum  im Interesse der R entenversicherung liegen, da ihr an- 
sdiw ellendes Defizit auf diese W eise nur nod i w eiter erhöht würde.

Eine nadihaltige Sanierung der R entenversid ierung ist kaum  möglich, ohne be­
stim m te G ruppen zu benachteiligen. Das ist zw ar unpopulär, aber notw endig.
W enn m an die V ersicherungszahler von heute  nicht der Gefahr aussetzen will, 
in dreißig Jah ren  überhaup t keine Rente m ehr zu erhalten, da die V ersid ierungs- 
anstalten  völlig zahlungsunfähig sind, so m üssen die R entenverpflichtungen — 
trotz a ller dam it verbundenen sozialen H ärten  —  gekürzt w erden. Dabei geht es 
n id it um eine Beseitigung der dynam ischen A npassung und schon gar n id it um 
eine V erm inderung der bestehenden Renten. A ber m an sollte ernsthaft erw ägen, 
ob die S teigerungsraten  nicht in Zukunft, w ie immer w ieder angeregt, am A n­
stieg der N ettoeinkom m en zu bem essen sind und nicht w ie bisher am Zuwachs 
der Bruttoeinkom m en. Für die Bemessung am Nettozuwachs spricht vor allen 
D ingen der Umstand, daß die Renten ohnehin nahezu reine N ettoeinkom m en sind.

Die Sozialpolitiker m üssen sid i angesichts der prekären  Lage der R entenver­
sid ierung  endlich zu einem  k laren  Konzept durdiringen. Sie sollten sid i trotz 
des H erannahens der B undestagsw ahlen nicht auf die V ergabe von W ahlge- 
sd ienken  konzentrieren, sondern auf die Erfüllung gesam tw irtschaftlicher N ot­
w endigkeiten. Die Große Koalition ha t lange gezögert. Je tz t bleibt ihr n id it m ehr 
v iel Zeit, um  den drohenden Zusammenbruch ihrer Sozialpolitik zu verhindern.

Dietrich Kebsdiull
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